
Meer im Widerspruch zu internationalen Vereinbarun­
gen für den allgemeinen öffentlichen Empfang ausge­
strahlt werden (sog. Piratensender).
Diese Vorschläge entsprechen den legitimen Interessen 
aller Staaten und haben Aussicht, von den Konferenz­
teilnehmern angenommen zu werden.
Leider wurden in den Entwurf über das Rechtsregime 
des offenen Meeres auch einige Bestimmungen der dies­
bezüglichen Konvention von 1958 übernommen, zu de­
nen eine Reihe von Mitgliedstaaten, darunter die DDR, 
Vorbehalte erklärt haben, weil diese Bestimmungen 
nicht den Erfordernissen der internationalen Zusam­
menarbeit Rechnung tragen. Dazu gehören die unzu­
reichenden Regelungen über die Bekämpfung-der Pira­
terie sowie die Festlegung, wonach lediglich Staats­
schiffe, die nicht zu kommerziellen Zwecken verwendet 
werden, Immunität genießen sollen (Art. 15 und 9).
Im 'Zuge der Neufestlegung des Seevölkerrechts sollten 
diese Artikel, die sich in der Praxis des zwischenstaat­
lichen Verkehrs nicht bewährt haben, überarbeitet wer­
den.
Die UdSSR, die DDR und andere Staaten vertreten die 
Auffassung, daß die in der Konvention über das Offene 
Meer gegebene Definition der Piraterie (Art. 15) be­
stimmte Handlungen, die nach geltendem Völkerrecht 
als Piratenakte angesehen werden sollten, nicht erfaßt 
und nicht dazu dient, die Freiheit der Schiffahrt auf 
dem offenen Meer zu schützen. Die DDR teilt auch den 
Standpunkt anderer Staaten, daß das Prinzip des Völ­
kerrechts, wonach ein Schiff im offenen Meer keiner 
anderen Jurisdiktion außer derjenigen des Flaggen­
staates unterworfen ist, unterschiedslos auf alle Staats­
schiffe Anwendung finden muß.

Friedliche Nutzung des Meeresgrundes 
und -Untergrundes

Von großer ökonomischer Bedeutung sind auch die Fra­
gen, die mit der friedlichen Nutzung des Meeresgrun­
des und -Untergrundes außerhalb der nationalen Juris­
diktion des Küstenstaates im Zusammenhang stehen. 
Nach vorsichtigen Schätzungen liegen auf dem Meeres­
grund Milliarden Tonnen von Erzen, Edelmetallen und 
anderen Rohstoffen. So rechnet man allein mit der 
Lagerung von ca. 43 Milliarden Tonnen Aluminium, 
350 Milliarden Tonnen Mangan, 8 Milliarden Tonnen 
Kupfer, 15 Milliarden Tonnen Nickel, 6 Milliarden Ton­
nen Kobalt und Milliarden Tonnen und Kubikmeter öl, 
Gas und Kohle.
In den Verhandlungen standen im Mittelpunkt: der 
rechtliche Status dieses Gebietes, die Bildung einer in­
ternationalen Meeresbodenorganisation sowie die Frage, 
unter welchen Bedingungen die Erforschung und Aus­
beutung des Meeresgrundes erfolgen kann. Zu diesem 
Fragenkomplex liegt jetzt ein Entwurf des Vorsitzen­
den des 1. Komitees vor, der 19 Artikel zu den Prinzi­
pien der Erforschung und Ausbeutung des Meeresgrun­
des umfaßt und außerdem 56 Artikel zu den Kompe­
tenzen und der Struktur einer Meeresbodenorganisation 
enthält. Dazu gehört noch ein Anhang, der die Vor­
schriften für den Meeresbergbau umfaßt. Zur Zeit wer­
den zu dem gesamten Komplex noch das Statut eines 
Förderbetriebes der Meeresbodenorganisation sowie des 
internationalen Seegerichts ausgearbeitet.
Eine der wesentlichen Kernfragen, um die es bei den 
Prinzipien zur Erforschung und Ausbeutung des Mee­
resgrundes geht, ist die Frage, wer das Recht hat, den 
Meeresgrund auszubeuten. Soll dieses Recht ausschließ­
lich von den Staaten wahrgenommen werden, die dann 
entweder direkt oder über juristische und natürliche 
Personen ihrer Staatsangehörigkeit den Meeresbergbau 
betreiben? Oder soll ausschließlich die internationale 
Meeresbodenorganisation gewissermaßen als suprana­
tionales Organ den Meeresbergbau betreiben? Oder 
liegt die Lösung in einem gemischten System, bei dem 
sowohl die Meeresbodenorganisation wie auch die Staa­
ten den Meeresbergbau betreiben?
Bei zahlreichen Staaten hat insbesondere der Vorschlag 
der UdSSR, der von der DDR und den anderen soziali­
stischen Staaten unterstützt wurde, Widerhall gefun­

den, wonach die Erforschung und Ausbeutung dieses 
Gebiets in Gestalt eines gemischten Systems sowohl 
durch die internationale Meeresbodenorganisation als 
auch durch die Staaten direkt erfolgen soll. Nach die­
sem Vorschlag hätte die Meeresbodenorganisation das 
Recht, entweder selbst oder mit Hilfe gemischter Be­
triebe den Meeresboden auszubeuten, und auch die Mög­
lichkeit, bestimmte Gebiete für die Staaten zu reservie­
ren, die zur Zeit noch nicht über die technischen Mög­
lichkeiten für den Meeresbergbau verfügen. Daneben 
hätten die Staaten das Recht, selbst den Meeresbergbau 
zu organisieren, wobei sie die Bedingungen dafür in 
völkerrechtlichen Verträgen mit der internationalen 
Meeresbodenorganisation vereinbaren.
Die Ausarbeitung des einheitlichen Textes durch den 
Vorsitzenden des 1. Komitees zeigt, daß dieser Vorschlag 
ohne Zweifel eine für viele Staaten akzeptable Diskus­
sionsgrundlage ist, da er eine allseitige Beteiligung 
am Meeresbergbau sichert In diesem Sinne finden jetzt 
in verschiedenen Bestimmungen des vorliegenden Arti­
kelentwurfs Grundgedanken des UdSSR-Entwurfs eine 
Widerspiegelung. Damit zeichnet sich gerade in dieser 
entscheidenden Frage, die z. T. lange und heftige Diskus­
sionen hervorrief, durch die Initiative der UdSSR eine 
gangbare Lösung ab, wobei sicher auch jetzt noch nicht 
alle Probleme gelöst sind.

Rechtsfragen der Schaffung
einer internationalen Meeresbodenorganisation
und eines internationalen Seegerichts

Bei der zu schaffenden internationalen Meeresboden­
organisation besteht ein Hauptproblem darin, über 
welche Kompetenzen diese Organisation verfügen soll. 
Das berührt insbesondere die Frage, ob die beiden 
Hauptorgane der Organisation, die Vollversammlung 
und der Exekutivrat, in Sachfragen lediglich Empfeh­
lungen an die Mitgliedstaaten erteilen können — wie 
das etwa bei der Vollversammlung der Vereinten Natio­
nen der Fall ist — oder ob sie verbindliche Entschei­
dungen fällen können. Damit ist das Problem gekoppelt, 
wie die Abstimmungsmehrheiten in den beiden Orga­
nen aussehen sollen. Ist diese Frage bei Empfehlungen, 
die für die Mitgliedstaaten nicht rechtsverbindlich wä­
ren, nicht so gravierend, erhält sie sofort andere Dimen­
sionen, wenn Entscheidungen dieser Organe in Sach­
fragen Rechtsverbindlichkeit erhalten. Sollte letzteres 
der Fall sein, würde sich das Prinzip des Konsensus an­
bieten. Sicherlich werden hier noch eine Reihe kom­
plizierter Verhandlungen notwendig sein, um zu einem 
für alle Staaten akzeptablen Ergebnis zu kommen.
Eine Vielzahl von Überlegungen erfordert auch die Bil­
dung des internationalen Seegerichts. Hier sind zur Zeit 
eine Reihe von Grundfragen in der Diskussion, z. B., ob 
und zu welchen Problemen eine obligatorische Zustän­
digkeit des internationalen Seegerichts anzustreben ist, 
ob als Verhandlungspartner vor diesem Gericht — so 
wie das etwa beim Internationalen Gerichtshof der 
Vereinten Nationen der Fall ist — nur Staaten auftre- 
ten können oder ob dieses Recht auch juristischen 
und natürlichen Personen eingeräumt wird, die mit 
dem Meeresbergbau befaßt sind.
Ohne Zweifel wird es erforderlich sein, nicht nur für die 
Fragen des Meeresbergbaus, sondern insgesamt für alle 
Fragen, die durch die neue Seerechtskonvention erfaßt 
werden, ein System der friedlichen Streitbeilegung zu 
entwickeln. Ein solches System muß berücksichtigen, daß 
die verschiedenen Teile des internationalen Seerechts 
von sehr unterschiedlicher politischer, militärischer und 
ökonomischer Bedeutung sind, so daß es wahrscheinlich 
nicht möglich sein wird, ein einheitliches Streitschlich­
tungssystem für alle Probleme zu entwickeln. Für die 
Fragen des Meeresbodens jedenfalls zeichnet sich die 
Bildung des internationalen Seegerichts als eines Or­
gans der internationalen Meeresbodenorganisation ab.
Die Bildung eines „Gemeinsamen Förderbetriebes“ der 
Meeresbodenorganisation, der bisher kein Beispiel in der 
internationalen Zusammenarbeit der Staaten hat, wirft 
ebenfalls eine ganze Reihe neuer juristischer Probleme 
auf. Besonders bedeutsam sind dabei die Fragen, die
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